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Bericht 

des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit (20. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 19. November 1984 
zur Errichtung der Interamerikanischen Investitionsgesellschaft 
— Drucksachen 10/4629, 10/5468 — 


Bericht der Abgeordneten Feiicke und Dr. 


I. Beratungsgang 

Der Deutsche Bundestag überwies den Gesetzent- 
wurf in seiner 204. Sitzung am 13. März 1986 an den 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit zur 
federführenden und an den Finanzausschuß und 
den Ausschuß für Wirtschaft zur Mitberatung sowie 
gemäß § 96 GO an den Haushaltsausschuß. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und der Finanzaus- 
schuß empfahlen die unveränderte Annahme des 
Gesetzentwurfs, und zwar der Ausschuß für Wirt- 
schaft am 16. und der Finanzausschuß am 23. April 
1986. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
beriet den Gesetzentwurf in seiner 69. Sitzung am 
23. April 1986 und in seiner 70. Sitzung am 14. Mai 
1986. 


II. Zum Gesetzentwurf und zum Übereinkommen 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dem Beitritt der Bun- 
desrepublik Deutschland zu dem Übereinkommen 
zuzustimmen und die Bundesregierung zu ermäch- 
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tigen, vom Grundkapital von 200 Mio. US-$ einen 
Anteil von 6,26 Mio. US-$ zu zeichnen. 

Dem liegt nach dem Übereinkommen und der 
Denkschrift dazu folgender Sachverhalt zugrunde: 

Kleinere und mittlere Unternehmen haben einen 
erheblichen Anteil an der Entwicklung in Latein- 
amerika. Sie schaffen relativ viele Arbeitsplätze, ar- 
beiten in vielen Bereichen effizienter als größere 
Unternehmen und tragen durch Importsubstitution 
zur Verbesserung der Zahlungsbilanzen sowie 
durch Dezentralisierung zur Entlastung der Städte 
bei. 

Das Problem dieser Unternehmen besteht vor allem 
darin, daß sie erhebliche Schwierigkeiten haben, 
auf den lokalen Finanzmärkten Mittel zu erhalten, 
weil die lokalen Finanzierungsinstitutionen das hö- 
here Risiko und den administrativen Aufwand 
scheuen. 

Dies Problem ist durch die restriktive Geld- und 
Importpolitik vieler lateinamerikanischer Länder 
in der jüngeren Zeit verschärft worden. 
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Hinzu kommt, daß Geberländer und multilaterale 
Organisationen ihre Mittel wegen des vergleichs- 
weise hohen Entwicklungsstandes Lateinamerikas 
zunehmend stärker auf Afrika und Asien konzen- 
trieren und die Zuwendungen an Lateinamerika 
verringern. Dies trifft auch die Interamerikanische 
Entwicklungsbank, die deshalb die kleineren und 
mittleren Unternehmen nicht im notwendigen Aus- 
maß unterstützen kann. Sie ist hieran ferner da- 
durch gehindert, daß sie keine Beteiligungen an pri- 
vaten Unternehmen übernehmen darf. 

Das Übereinkommen sieht zur Lösung dieses Pro- 
blems folgendes vor: 

Es wird in Anlehnung an die Interamerikanische 
Entwicklungsbank die Interamerikanische Investi- 
tionsgesellschaft mit einem Grundkapital von 200 
Mio. US-$ errichtet. Ihre Aufgabe ist die Finanzie- 
rung der Gründung, Erweiterung und Modernisie- 
rung von vorzugsweise kleineren und mittleren Un- 
ternehmen. Bei der Finanzierung soll sie sich der 
jeweils geeigneten Instrumente bedienen. 

An der Interamerikanischen Investitionsgesell- 
schaft beteiligen sich 24 lateinamerikanische und 
karibische Länder, die USA und neun nichtameri- 
kanische Länder. Die lateinamerikanischen und ka- 
ribischen Länder haben mit 55 % der Kapitalanteile, 
denen die Stimmanteile entsprechen, die Mehrheit. 
Die USA verfügen mit 25,5 % über einen Anteil, der 
es ihnen ermöglicht, gegebenenfalls gegen Sat- 
zungsänderungen ein Veto einzulegen. 

Die Bundesrepublik Deutschland, die bereits Mit- 
glied der Interamerikanischen Entwicklungsbank 
ist, übernimmt einen Anteil von 3,13 %. Das ent- 
spricht 6,26 Mio. US-$. Dieser Betrag ist in vier 
gleichen Jahresraten zu zahlen, beginnend drei Mo- 
nate nach der Zeichnung. 

In das höchste Organ der Gesellschaft, den Gouver- 
neursrat, entsendet jedes Mitgliedsland einen Ver- 
treter. Die Geschäfte werden von einem Hauptge- 
schäftsführer geleitet und von einem dreizehnköpfi- 
gen Direktorium überwacht, dem drei Direktoren 
aus den nichtamerikanischen Mitgliedsländern an- 
gehören. Vier Mitglieder des Direktoriums — zwei 
Vertreter Lateinamerikas, ein Vertreter der nicht- 
amerikanischen Länder und der Vertreter der USA 
— bilden einen Exekutivausschuß, der Entschei- 
dungen über Finanzierungen mit der Mehrheit der 
Stimmen trifft In der Regel werden also Entschei- 
dungen von mindestens drei Mitgliedern des Exe- 
kutivausschusses getragen werden müssen. 

Das Übereinkommen tritt in Kraft, wenn zwei Drit- 
tel des Grundkapitals gezeichnet worden sind, die 
amerikanischen Entwicklungsländer die Mehrheit 
der Anteile gezeichnet haben und zusätzlich die 
Zeichnung der USA vor liegt. 

Für weitere Einzelheiten wird auf den Gesetzent- 
wurf und seine Anlagen, das Übereinkommen und 
die Denkschrift dazu verwiesen. 


111. Beratungen im Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit 

Der Ausschuß beschloß mit den Stimmen der Frak- 
tion der CDU/CSU gegen die Stimmen der Fraktion 
der SPD, die unveränderte Annahme des Gesetzent- 
wurfs zu empfehlen. 

Die Fraktion der CDU/CSU sprach sich für den Ge- 
setzentwurf aus, weil durch die Beteiligung der 
Bundesrepublik Deutschland an der Interamerika- 
nischen Investitionsgesellschaft ein wirksamer und 
anders nicht zu erbringender Beitrag zur Förde- 
rung kleiner und mittlerer Unternehmen in Latein- 
amerika und damit zur Verbesserung der Wirt- 
schaftsstruktur der Länder dieser Region geleistet 
werden könne. Damit würden die Zielsetzungen 
verwirklicht, die der Deutsche Bundestag in seinem 
Beschluß vom 17. Januar 1985 zum „Entwicklungs- 
programm Karibik und Zentralamerika“ (Druck- 
sache 10/2562) und der Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit in seiner Beschlußempfehlung zu 
den Anträgen „Intensivierung der Handwerksförde- 
rung in der Dritten Welt“ und „Förderung kleinbäu- 
erlicher Betriebe in der Dritten Welt“ (Drucksache 
10/5176) aufgestellt hätten. 

Die Bedenken, daß es in diesem Arbeitsbereich 
hohe Kapitalausfälle geben werde und ein Teil der 
von der Investitionsgesellschaft vergebenen Mittel 
letztlich als Fluchtkapital ins Ausland gelangen 
könne, habe die Bundesregierung in der Antwort 
auf entsprechende Fragen aus dem Ausschuß ent- 
kräftet. Sie habe ausgeführt, daß die Ausfälle bei 
der grundsätzlich ähnlichen Tätigkeit der Interna- 
tional Finance Corporation (IFC) gering seien, auch 
im Vergleich mit den Ausfällen in anderen Re- 
gionen. Die Zweckentfremdung der vergebenen 
Mittel werde durch deren Bindung an konkrete 
Vorhaben verhindert. Durch die angestrebte Ver- 
besserung der Wirtschaftsstruktur der Länder La- 
teinamerikas werde darüber hinaus das Investi- 
tionsklima verbessert und dadurch der Anreiz zur 
Kapitalflucht vermindert. 

Die Fraktion der SPD wandte sich gegen den Bei- 
tritt zur Interamerikanischen Investitionsgesell- 
schaft, weil die angestrebten entwicklungspoliti- 
schen Ziele nicht im vorgesehenen Umfang erreicht 
werden könnten und weil sie eine weitere Verzette- 
lung der bundesdeutschen Entwicklungszusam- 
menarbeit befürchtet. 

Der Bericht der Bundesregierung zur Ausfallquote 
bei der Arbeit der IFC in der Region sei nicht geeig- 
net, die Bedenken der Fraktion der SPD zu beseiti- 
gen. Denn die Struktur der Arbeit der IFC, die vor- 
wiegend mit größeren und großen Unternehmen zu- 
sammenarbeite, unterscheide sich wesentlich von 
der vorgesehenen Arbeitsstruktur der Interameri- 
kanischen Investitionsgesellschaft. Für deren Ar- 
beit sei dieselbe geringe Zielerreichung zu befürch- 
ten, die eine Evaluierung der Zusammenarbeit der 
Bundesrepublik Deutschland mit nationalen und 
regionalen Entwicklungsbanken durch das Bundes- 
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
ergeben habe. Dies gelte um so mehr, als die Bun- 
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desregierung nicht in der Lage gewesen sei, über 
die Gesamtausfallquote bei Endkrediten der natio- 
nalen Entwicklungsbanken in Lateinamerika, an 
denen die Bundesrepublik Deutschland beteiligt sei, 
irgendwelche konkreten Angaben zu machen. 

Bei dieser Sachlage erscheine es nicht vertretbar, 
daß die Bundesrepublik Deutschland sich an einer 
weiteren multilateralen Entwicklungsinstitution be- 


teilige und damit zur Verzettelung der bundesdeut- 
schen Entwicklungszusammenarbeit beitrage. Die 
Fraktion der SPD verwies darauf, daß ähnliche Be- 
denken auch die Bundesregierung in der Denk- 
schrift zum Übereinkommen geäußert habe. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN lehnte den Gesetzent- 
wurf ab, weil sie gegen die Förderung von Direktin- 
vestitionen in Entwicklungsländern sei. 


Berlin, den 14. Mai 1986 


Feilcke Dr, Hauchler 

Berichterstatter 
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